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Motion Brücker Urs und Mit. über eine externe Validierung des Pro-

jektes zur Evaluation und Einführung der neuen Schuladministrations-

software der Volksschule (Educase) 

 
 
Der Motionär verlangt eine externe Validierung des Projektes zur Evaluation und Einführung 
der Schuladministrationssoftware. Externe Sachverständige sollen die Technologie und Ar-
chitektur der Schulverwaltungssoftware hinsichtlich der von den Volksschulen im Kanton Lu-
zern benötigten Prozessen und Funktionalitäten validieren, damit entschieden werden kann, 
ob das Projekt weitergeführt oder abgebrochen werden soll. Zudem soll der Evaluationspro-
zess, welcher zum Zuschlag durch den Kanton Luzern an den Anbieter führte, detailliert un-
tersucht und Ihrem Rat ebenfalls mit einem Bericht unterbreitet werden. Schliesslich sollen 
die bisher aufgelaufenen und noch zu erwartenden Kosten inkl. der personellen Aufwände 
bei den Luzerner Gemeinden seit dem Projektstart ermittelt werden.  
 
Wir verstehen den Unmut über das Projektende und die daraus entstehenden Folgen für die 
Gemeinden. Nachdem das Projekt jedoch nicht weitergeführt und beendet werden kann, ist 
die Forderung nach einer externen Expertise zur Validierung der Schulverwaltungssoftware 
obsolet geworden. Die Aufsichts- und Kontrollkommission (AKK) des Kantonsrates hat be-
schlossen, eine Untersuchung des Projektes zur Einführung einer neuen Schuladministrati-
onssoftware an die Hand zu nehmen. Sie wird den Beschaffungs-, den Steuerungs-, den 
Entwicklungs- sowie den Ausstiegsprozess genauer untersuchen und die Verantwortlichkei-
ten klären. Wir sichern Ihnen unsere vollumfängliche Kooperation sowie Unterstützung bei 
der Untersuchung zu. Dazu gehört auch die Einsicht in alle benötigten Unterlagen. Vor die-
sem Hintergrund sehen wir keinen Bedarf für eine weitere externe Analyse des Submissions-
verfahrens und die Zusammenstellung der in den Gemeinden angefallenen Kosten zu Han-
den Ihres Rates.  
 
Wir beantragen Ihnen deshalb, die Motion abzulehnen.  
 


